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Schwerpunkt Freitag, 30. Mai 2025
Freiburger Nachrichten

Freiburg  Erstmals seit 2013 ver- 
zeichnete die Stadt Freiburg im  
vergangenen Jahr wieder ein De- 
fizit. Die Rechnung 2024 weist  
ein Minus von rund 5,2 Millionen  
Franken auf. Gründe für das De- 
fizit sind vor allem der gestiege- 
ne Personalaufwand sowie höhe- 
re Aufwendungen für Sach- und  
Dienstleistungen.

Weniger hoch als budgetiert  
erwiesen sich auch die Steu- 
ereinnahmen von Unternehmen.  
Was die Investitionen angeht, so  
betrugen diese rund 43 Millio- 
nen Franken. Das Vermögen der  
Stadt liegt bei rund 212 Millionen  
Franken (wir berichteten).

Finanzvorsteher Laurent  
Dietrich (Die Mitte) hob an- 
lässlich der Generalratssitzung  
vom Dienstagabend positiv her- 
vor, dass das Defizit immerhin  
um 7,6 Millionen Franken tie- 
fer ausgefallen sei als budgetiert.  
«Die Steuereinnahmen der na- 
türlichen Personen waren im Ge- 
gensatz zu den Unternehmen hö- 
her, es gab weniger Transferkos- 
ten, bei den Amortisationen lie- 
gen wir im angestrebten Bereich,  
der Gewinn aus der Deponie  
Châtillon fiel höher aus, und die  
Energiekosten lagen tiefer.»

«Ohne Mass»
Und dennoch warnte Dietrich  
vor finanzpolitischem Übermut.  
Die Prognosen für die kommen- 
den Jahre seien getrübt. In Zu- 
kunft dürften die Ausgaben ge- 
genüber den Einnahmen weiter  
steigen. Zudem gebe es viele Un- 
bekannte, wie den künftigen Ver- 
teilschlüssel im Regionalverband  
des Saanebezirks (ARS), der eini- 
ge Aufgaben der Agglo überneh- 
men wird. Ungewiss seien auch  
die Auswirkungen der Sparmass- 
nahmen auf Kantons- und Bun- 
desebene. «Wir müssen die Ne- 
gativspirale bremsen und gleich- 
zeitig die Dienstleistungen für die  
Bevölkerung bewahren.»

In der Eintretensdebatte kri- 
tisierten die bürgerlichen Partei- 

en die Entwicklung scharf. Da- 
vid Krienbühl sagte im Namen  
der FDP: «Trotz der düsteren  
Aussichten hat der Gemeinde- 
rat weiterhin masslos Geld ausge- 
geben und die Verschuldung da- 
mit deutlich erhöht.» Die Stadt  
habe ein strukturelles Problem.  
«Der Plafond bei den Steuerein- 
nahmen ist erreicht, und die Per- 
sonalkosten sind ausser Kontrol- 
le geraten, obwohl das Bevölke- 
rungswachstum stagniert.»

Ein Personalstopp sei ange- 
zeigt, und eine bessere Priorisie- 
rung bei den Investitionen. Krien- 
bühl machte auch deutlich, dass  
die FDP für Steuererhöhungen  
als Ausweg kaum zu haben sein  
wird: «Wir sind für Steuern, die  
so niedrig wie möglich, aber so  
hoch wie nötig sind! Nicht mehr  
und nicht weniger.» In diesem  
Sinne werde sich seine Fraktion  

der Abstimmung über die Rech- 
nung enthalten.

Dem schloss sich auch die  
Mitte-GLP-Fraktion an. Die La- 
ge sei besorgniserregend, sagte  
Isabelle Sob (Die Mitte). Sie for- 
derte eine «Kultur voraussehen- 
den Handelns».

José Uldry von der SVP warn- 
te, dass es ein Fehler wäre, sich  
auf den vergangenen Gewinnen  
ausruhen zu wollen. Er vermis- 
se jedoch einen klaren Sparwil- 
len von Regierung und Parla- 
ment: «In den letzten Monaten  
haben wir fast 400’000 Fran- 
ken für drei Bäume ausgegeben.  
Das mag anekdotisch klingen, ist  
aber im Gegenteil symbolisch,  
da es eine Verwaltung veran- 
schaulicht, der es an Mass und  
Verstand mangelt.» Mit seiner  
Aussage bezog sich Uldry ver- 
mutlich auf die Pflanzung zwei- 

er zusätzlicher Bäume auf dem  
Sankt-Katharinen-Platz im Burg- 
quartier für 260‘000 Franken  
und den Erhalt des Kastanien- 
baums auf dem Klein-Sankt-Jo- 
hann-Platz für 100‘000 Franken.  
In diesen Beträgen eingeschlos- 
sen sind allerdings auch die damit  
verbundenen Arbeiten.

Uldrys Analyse teilte Valenti- 
ne Mauron von den Grünen hin- 
gegen so gar nicht. Das erste De- 
fizit seit 2013 sei vielmehr Aus- 
druck dafür, dass in der laufen- 
den Legislatur die Untätigkeit der  
Vorgängerregierungen habe auf- 
geholt werden müssen.

«Ein Muss»
«Die grossen Investitionen der  
letzten Jahre waren notwen- 
dig, prioritär und strategisch –  
für die zukünftige Entwicklung  
unserer Stadt und zugunsten  
der kommenden Generationen.  
Freiburg hat endlich aus seiner  
faulen Bescheidenheit herausge- 
funden.» Das Rechnungsergeb- 
nis zeige weiter, dass der General- 
rat in der Vergangenheit gut dar- 
an getan habe, eine Senkung des  
Steuerfusses für natürliche und  
juristische Personen abzulehnen,  
«die wiederholt von den bürger- 
lichen Parteien gefordert wurde». 
Aber auch Mauron stellte nicht in  
Abrede, dass eine ausgeglichene  
Rechnung das Ziel sein müsse.

Maurice Page (Mitte Links –  
CSP) bezeichnete das Jahr 2024  
als stabil, die Rechnung bilde im- 
mer besser die tatsächliche Fi- 
nanzlage ab. «Aber ein Defizit  
bleibt eben ein Defizit.» Sorge  
bereite ihm unter anderem die  
Abhängigkeit der Stadt von ein  
paar wenigen grossen Firmen.

Nadège Piller (SP) meinte:  
«Die Rechnung ist weder eine  
Überraschung, noch fällt sie völ- 
lig aus dem Rahmen.» Eine le- 
bendige Stadt koste, zahle sich so- 
zial, ökologisch und wirtschaftlich  
aber auch aus.

Der Generalrat hiess die  
Rechnung sodann mit 46 zu 0  
Stimmen bei 24 Enthaltungen  
gut.

Die Stadt Freiburg ist im Wandel, und das kostet: Hier der neugestaltete Pertuis-Platz bei seiner kürzlichen Einweihung.
Antoine Vullioud (Archivbild)

Haushaltsdefizit in Freiburg polarisiert
Als «besorgniserregend» bezeichneten Mitte und Rechts die Rechnung 2024 der Stadt Freiburg im Generalrat – ein Nachholeffekt 
untätiger Vorgängerregierungen, konterte die Ratslinke.

«Der 
Verwaltung 
mangelt es an 
Mass und 
Verstand.»

SVP-Generalrat
José Uldry

«Freiburg hat 
endlich aus 
seiner faulen 
Bescheidenheit 
heraus- 
gefunden.»

Generalrätin Grüne
Valentine Mauron

Regula Saner

Freiburg  2,5 Millionen Franken  
kostet die Neugestaltung des  
Vorplatzes bei der Hauptpost in  
Freiburg, inklusive Erwerb ei- 
nes Teils des Grundstücks. Ge- 
plant ist ein Ort mit viel Grün,  
der zum Spielen und Flanie- 
ren einlädt. Die Arbeiten sol- 
len noch in diesem Herbst be- 
ginnen (wir berichteten). Der  
Generalrat hiess am Dienstag- 
abend den Verpflichtungskredit  
mit grossem Mehr gut.

«Wir begrüssen die Mass- 
nahme, welche den Platz zu ei- 
nem geselligen Ort macht und  
den Langsamverkehr fördert»,  
sagte Jérémie Stöckli (Grüne).  
Er sah allerdings noch Verbesse- 
rungspotenzial beim Regenwas- 
sermanagement und fand, dass  
der Platz noch grüner sein  
könnte. Stöckli kritisierte zudem  

die begrenzte Zugänglichkeit für  
Menschen mit eingeschränkter  
Mobilität. Denn diese gelangen  
nur von der Seite, also von der  
Tivolistrasse her, auf die ver- 
schiedenen Ebenen des mehrstu- 
figen Platzes.

Dem schloss sich auch  
Océane Gex (FDP) an. Sie  
meinte zwar: «Wir freuen uns.  
Es ist ein sehr schönes Projekt.»  
Aber: «Wir wünschen uns, dass  
die Treppen durch eine Ram- 
pe ergänzt werden.» Gex stellte  
auch die Frage in den Raum, ob  
die Stadt nicht einen günstige- 
ren Kaufpreis hätte aushandeln  
können.

Dies verneinte Gemeinderat  
und Bauvorsteher Elias Moussa  
(SP). Die Verhandlungen seien  
im Rahmen der üblichen Spiel- 
regeln erfolgt. SP-Generalrat Pier- 

re-Alain Perritaz wies zudem dar- 
auf hin, dass die Agglo das Projekt  
zur Hälfte subventionieren wer- 
de. «Die Ausgaben sind somit ak- 
zeptabel, zumal das Projekt auch  
den Raum strukturiert.»

«Kein Plan»
Kaum ein gutes Haar liess Caro- 
line Revaz (GLP) im Namen der  
Mitte-GLP-Fraktion am Projekt.  
Sie verlangte nichts weniger als  
die Rückweisung des Geschäfts.  
«Es ist nicht reif.» Der Gemein- 
derat habe keinen Plan für den  
Kiosk, die Zugänglichkeit sei ein- 
geschränkt und es fehle an ei- 
ner Koordination mit der Aufwer- 
tung des Bahnhofvorplatzes.

Ihr Antrag hatte indes kei- 
ne Chance und wurde mit 55 zu  
13 Stimmen bei einer Enthaltung  
abgelehnt. (rsa)

Ja zur Post-Esplanade
Der Vorplatz bei der Hauptpost kann aufgewertet werden.

Freiburg  Der Generalrat der  
Stadt Freiburg hat eine überpar- 
teiliche Resolution zur Stärkung  
der Zweisprachigkeit einstimmig  
verabschiedet. Die Stadt, die an  
der Sprachgrenze zwischen der  
französisch- und deutschsprachi- 
gen Schweiz liegt, bekräftigt da- 
mit die Bedeutung ihrer zweispra- 
chigen Identität.

Breite Gültigkeit
Die Resolution begrüsst die be- 
reits ergriffenen Massnahmen zur  
Förderung der Zweisprachigkeit  
und fordert den Gemeinderat  
auf, diese Politik weiter zu ver- 
stärken. Konkret sollen der Dia- 
log zwischen den Sprachgemein- 
schaften gefördert und die Zwei- 
sprachigkeit in allen Bereichen  
des städtischen Lebens intensi- 
viert werden.

Besondere Aufmerksamkeit  
gilt der Entwicklung einer um- 
fassenden Zweisprachigkeitsstra- 
tegie sowie der Förderung zwei- 
sprachiger Bildungsangebote von  
früher Kindheit an. Auch soll die  
Attraktivität der Stadt für bei- 
de Sprachgemeinschaften in allen  
Quartieren gestärkt werden.

Die Resolution betont, dass  
die Zweisprachigkeit nicht  
als selbstverständlich betrach- 
tet werden kann, sondern konti- 
nuierliche Aufmerksamkeit und  
politisches Engagement erfor- 
dert. Sie wird dem Gemeinde- 
rat, dem Oberamt des Saanebe- 
zirks, dem Staatsrat des Kantons  
Freiburg sowie der Presse über- 
mittelt.

Der Beschluss fällt in eine  
Zeit, in der auf kantonaler Ebe- 
ne eine breite Reflexion über  

die Sprachpolitik stattfindet. Er  
ist aber auch als indirekte Ant- 
wort auf die Communauté Ro- 
mande du Pays de Fribourg zu  
verstehen, die erst kürzlich die  
Oberamtfrau aufgefordert hat,  
die Schaffung eines zweisprachi- 
gen Logos für die Stadt Freiburg  
zu stoppen (wir berichteten). Der  
Gemeinderat möchte damit im  
Auftrag eines Postulats aus dem  
Generalrat die Werte der Stadt  
widerspiegeln, wozu die Zwei- 
sprachigkeit gehört.

Mitunterzeichner François  
Yerly-Brault (Grüne) sagte:  
«Zweisprachigkeit ist nicht nur  
ein prägendes Element unserer  
städtischen Kultur, sondern auch  
ein Grundpfeiler der schweize- 
rischen Politik, die auf Kompro- 
miss, Koexistenz und gegenseiti- 
gem Respekt beruht.» (rsa)

Votum für die Zweisprachigkeit
Freiburgs Generalrat lanciert eine Resolution zur Zweisprachigkeit.
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